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I.  Erläuterung zum Stellungnahmeverfahren 

Gemäß § 91 Abs. 5 und § 137f Abs. 2 Satz 5 SGB V wurde der Bundesärztekammer, der 

Bundespsychotherapeutenkammer und den auf Bundesebene maßgeblichen Spitzen-

organisationen, die die Interessen der ambulanten und stationären Vorsorge- und Rehabi-

litationseinrichtungen und der Selbsthilfe sowie die Interessen sonstiger Leistungs-

erbringer vertreten, Gelegenheit gegeben, zum Aktualisierungsbedarf der Anforderungen 

an strukturierte Behandlungsprogramme für Patientinnen und Patienten mit chronischen 

obstruktiven Atemwegserkrankungen Teil II: COPD Stellung zu nehmen, soweit deren 

Belange durch die Empfehlungen berührt sind.  

Da die stellungnahmeberechtigten Organisation gemäß § 137f Abs. 2 Satz 5 SGB V nicht 

eindeutig benannt sind, hatte der Gemeinsame Bundesausschuss alle potentiell stellung-

nahmeberechtigten Organisationen in öffentlicher Bekanntmachung (Bundesanzeiger Nr. 

107, S. 4296, vom 09.06.2006 sowie Veröffentlichung im Internet) aufgefordert, sich beim 

Gemeinsamen Bundesausschuss zu melden, sofern sie ihre Belange durch die Empfeh-

lungen zu Disease-Management-Programmen (DMP) berührt sehen und sich am 

Stellungnahmeverfahren beteiligen möchten. Der Kreis der allgemein zu DMP stellung-

nahmeberechtigten Organisationen wurde auf Grundlage von § 32 der Verfahrensordnung 

des Gemeinsamen Bundesausschusses in der bis 31.03.2009 geltenden Fassung (a. F.; 

seit 01.04.2009 geregelt im 1. Kapitel § 9 Verfahrensordnung) nach Prüfung der einge-

gangenen Meldungen ermittelt und mit Beschluss vom 10. Mai sowie 18. Oktober 2007 

öffentlich bekanntgegeben (Bundesanzeiger Nr. 103, S. 5716, vom 06.06.2007 und Nr. 

219, S. 8107, vom 23.11.2007 sowie Veröffentlichung im Internet). Darüber hinaus wur-

den auf Grundlage von § 31 Abs. 2 der Verfahrensordnung (a. F.; ab 01. 04.2009: 1. Kapi-

tel § 8 Abs. 2) weitere Organisationen indikationsspezifisch zu chronischen obstruktiven 

Atemwegserkrankungen im Einzelfall um eine Stellungnahme gebeten. Die relevanten 

medizinischen Fachgesellschaften wurden über die Arbeitsgemeinschaft der Wissen-

schaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften (AWMF) einbezogen.  

Das Stellungnahmeverfahren wurde am 1. April 2009 eingeleitet, die Frist für die Einrei-

chung von Stellungnahmen endete am 29. April 2009. 

II.  Stellungnahmen 

Von folgenden stellungnahmeberechtigten Organisationen wurden Stellungnahmen vor-

gelegt (in der Reihenfolge ihres Eingangs): 

- Bundesarbeitsgemeinschaft der Heilmittelverbände (BHV), 

- Deutscher Allergie- und Asthmabund (DAAB), 

- Bundesärztekammer, 

- Bundespsychotherapeutenkammer,  

- DEGEMED Deutsche Gesellschaft für Medizinische Rehabilitation e.V. 

Der Inhalt der Stellungnahmen wurde in tabellarischer Form zusammengefasst und in 

fachlicher Diskussion in der zuständigen Arbeitsgruppe und im Unterausschuss Sektoren-

übergreifende Versorgung gewürdigt (siehe Anhang).  
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Ergänzend wurden Stellungnahmen weiterer Organisationen außerhalb des regulären 

Stellungnahmeverfahrens zur Verfügung gestellt, die in die Entscheidungen einbezogen 

wurden, soweit sie vor Abschluss des Beratungsverfahrens vorlagen.  

Von folgenden Organisationen lagen Stellungnahmen vor, die außerhalb des gesetzlich 

vorgesehenen Stellungnahmeverfahrens berücksichtigt wurden: 

- Firma Pfizer Deutschland GmbH, Stellungnahme vom 2. Februar 2009, 

- Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin e.V. DGP, Stel-

lungnahme vom 29. Mai 2009 

III.  Zusammenfassung und Würdigung der Stellungnahmen 

Siehe Anhang. 
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Lfd. 

Nr. 

Stellungnehmende 
Organisation / Datum 

Inhalt der Stellungnahme 
Begründung und 
Quellenangabe 

Änderung  
der Empfeh-

lung 

(Ja / Nein) 

Würdigung der  
Stellungnahme 

1 Bundesarbeitsgemein-
schaft der Heilmittelver-

bände (BHV) 

21.04.2009 

1.1  

Zu Ziffer 1.5.1.4: 

Jede Patientin und jeder Patient mit COPD 
soll Zugang zu einem strukturierten, evaluier-
ten, zielgruppenspezifischen und publizierten 
Behandlungs- und Schulungsprogramm er-
halten. In diese Programme sollten Physio-
therapeuten zur Schulung von atemer-
leichternden Ausgangsstellungen, Verhal-
tensstrategien bei Atemnot, etc. einge-
bunden werden. Im Übrigen gelten die unter 
Ziffer 4.2 genannten Zugangs- und Qualitäts-
sicherungskriterien. 

Keine Angabe Nein Inhalte sind in den strukturierten 
Schulungsprogrammen berück-
sichtigt. Daher besteht kein 
Bedarf für zusätzliche Atem-
physiotherapie.  

  1.2  

Zu Ziffer 1.5.1.5: 

Allgemeine Krankengymnastik mit dem 
Schwerpunkt Atemtherapie ist ein ergänzen-
der Teil der nicht-medikamentösen Behand-
lung der COPD. In geeigneten Fällen (z. B. 
starke Schleimretention) kann daher die Ärz-
tin oder der Arzt Krankengymnastik-
Atemtherapie/Physiotherapie unter Beach-
tung der Heilmittel-Richtlinien verordnen. 

Keine Angabe Nein Die derzeitige Formulierung 
„…In geeigneten Fällen (z. B. 
starke Schleimretention) kann 
daher die Ärztin oder der Arzt 
die Verordnung von Kranken-
gymnastik-
Atemtherapie/Physiotherapie 
unter Beachtung der Heilmittel-
Richtlinien erwägen.“ schließt 
bereits die Möglichkeit einer 
Verordnung von Krankengym-
nastik-Atemtherapie/  
Physiotherapie unter Beachtung 
der Heilmittel-Richtlinien ein.  

2 Deutscher Allergie- und 
Asthmabund e.V. (DAAB) 

27.04.2009 

 

2.1 

Zu Ziffer 1.5.1.2: 

Neue Studien bestätigen, dass zum einen 
das Rauchen der Hauptverursacher der 
COPD ist. Eine Tabakentwöhnung ist nur 
dann wirksam, wenn medikamentöse und 
nicht-medikamentöse Therapie zusammen 

Keine Quellenangabe offen Die Problematik des Konfliktes 
zwischen Empfehlungen aus 
evidenzbasierten Leitlinien ei-
nerseits und dem Ausschluss 
der Verordnungsfähigkeit von 
Medikamenten zur Unterstüt-
zung der Tabakentwöhnung 
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Lfd. 

Nr. 

Stellungnehmende 
Organisation / Datum 

Inhalt der Stellungnahme 
Begründung und 
Quellenangabe 

Änderung  
der Empfeh-

lung 

(Ja / Nein) 

Würdigung der  
Stellungnahme 

 DAAB 

 

angewandt werden.  

Die Medikamente für die Tabakentwöhnung 
sind nach § 34 SGB V als Lifestyle-
Medikamente von der Erstattung ausge-
schlossen. Dieser § 34 enthält Medikamente, 
die nur der Verbesserung/Steigerung der Le-
bensqualität dienen, wie z. B. Haarwuchsmit-
tel, Viagra und Tabakentwöhnungsmedika-
mente. Bei COPD sind die Tabakentwöh-
nungsmedikamente ausschließlich die not-
wendige medikamentöse Behandlung, die 
zusammen mit der nicht-medikamentösen 
Therapie das Leben signifikant verlängert. 
Die Qualifizierung als nur Lebensqualität 
steigernd trifft danach in diesem Fall nicht zu. 
Aus Sicht einer Patientenorganisation ist es 
daher sinnvoll, hier evtl. mit Kopplung an das 
DMP oder anders eine Herausnahme dieser 
Medikamente bzw. eine Sonderregelung für 
diese Medikamente bei der Tabakentwöh-
nung bei der chron. Erkrankung COPD zu 
gestatten. 

  nach § 34 SGB V andererseits, 
wurden ausführlich beraten und 
finden sich in den drei Varian-
ten wieder. Die Position des 
DAAB ist bereits in die Bera-
tung zur Überarbeitung des 
strukturierten Behandlungspro-
gramms eingeflossen und findet 
sich in Variante 1 wieder. 

 

3 Bundesärztekammer 
(BÄK) 

29.04.2009 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.1 

Zu Ziffer 1.5.1.2: 

Es werden in mehreren Spiegelstrichen spe-
zifische Beratungsstrategien aufgezählt, die 
der Arzt im Rahmen seiner Aufklärung des 
Patienten über die besonderen Risiken des 
Rauchens bei COPD und der dringenden 
Empfehlung, das Rauchen aufzugeben, be-
rücksichtigen soll. Zu einem der Spiegel-
strichinhalte herrscht im Unterausschuss 
Dissenz, so dass 3 Varianten zur endgültigen 
Beschlussfassung diskutiert werden. 

 

 

offen Die Problematik des Konfliktes 
zwischen Empfehlungen aus 
evidenzbasierten Leitlinien ei-
nerseits und dem Ausschluss 
der Verordnungsfähigkeit von 
Medikamenten zur Unterstüt-
zung der Tabakentwöhnung 
nach § 34 SGB V andererseits, 
wurden ausführlich beraten und 
finden sich in den drei Varian-
ten wieder. Die Inhalte der Stel-
lungnahme der BÄK finden sich 
in Variante 1 wieder. 
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Lfd. 

Nr. 

Stellungnehmende 
Organisation / Datum 

Inhalt der Stellungnahme 
Begründung und 
Quellenangabe 

Änderung  
der Empfeh-

lung 

(Ja / Nein) 

Würdigung der  
Stellungnahme 

 BÄK 

 

Die BÄK plädiert für die Variante 1. Für rau-
chende Patienten mit COPD kann eine er-
folgreiche Tabakentwöhnung als entschei-
dende therapeutische Wende betrachtet wer-
den. 

   

  Zur Erreichung dieses Ziels ist die ärztliche 
Beratung und Motivierung zum Rauchstopp 
bei mittelschwer bis stark tabakabhängigen 
Patienten durch passegere medikamentöse 
Maßnahmen zu ergänzen. Die BÄK verweist 
hierzu insbesondere auf die in der Begrün-
dung unter Quelle Nr. 12 aufgeführte LL Ta-
bakentwöhnung der DG-Sucht und der 
DGPPN. 

   

  Der in Variante 2 platzierte Hinweis auf § 34 
Abs. 1 S. 7 SGB V, wonach Medikamente zur 
Raucherentwöhnung von der Versorgung 
ausgeschlossen sind, wird der Situation der 
Patienten mit COPD nicht gerecht, da § 34 
auf eine Erhöhung der Lebensqualität ab-
stellt. Einer solchen Zuordnung hatte der 107. 
Deutsche Ärztetag bereits 2004 widerspro-
chen. Die Therapie schwerkranker COPD-
Patienten kann, allein angesichts der mögli-
chen Rückfallfolgen nicht als Life-style-Frage 
eingestuft werden. Unter Ziffer 1.5.1.2 Satz 2 
(neu) heißt es hierzu jetzt ausdrücklich: „Ta-
bakkarenz ist die wichtigste Maßnahme, um 
die Mortalität der COPD und die Exazerba-
tionsrate zu senken sowie die Progression zu 
verlangsamen.“ Auch im Entwurf der Begrün-
dung zu Ziffer 1.5.1.2 der Anforderungen wird 
die Bedeutung der Tabakkarenz deutlich her-
vorgehoben, dabei wird auch auf die mit Stu-
dien unterlegte Rolle medikamentöser Maß-
nahmen eingegangen: „Die höchsten Erfolgs- 

 

 

 

 

 

 

- 107. Deutscher Ärztetag:  
Entschließung zur medikamentösen Ent-
wöhnung Tabakabhängiger (Drucksache 
VI-11). Bremen 2004 
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Lfd. 

Nr. 

Stellungnehmende 
Organisation / Datum 

Inhalt der Stellungnahme 
Begründung und 
Quellenangabe 

Änderung  
der Empfeh-

lung 

(Ja / Nein) 

Würdigung der  
Stellungnahme 

 BÄK raten werden mittels Kombination von struk-
turierten psychosozialen Maßnahmen zur 
Verhaltensmodifikation mit medikamentösen 
Maßnahmen erreicht“ 

   

  Diese Aussage lässt sich auch stützen mit 
einer jüngst erschienenen, in der Begründung 
des G-BA noch nicht zitierten Übersichtsar-
beit von Moore et al. 2009, in der 7 RCTs 
ausgewertet worden sind. Ziel dieser Arbeit 
war die Untersuchung von Wirksamkeit und 
Sicherheit der Nikotin-Ersatz-Therapie (NET) 
zur Raucherentwöhnung. Die NET hat sich 
danach als wirkungsvolle Maßnahme zu-
gunsten einer längeren Abstinenz vom Ta-
bakkonsum zumindest bei solchen Rauchern 
erwiesen, die zu einem abrupten Rauchver-
zicht nicht willens oder nicht in der Lage sind. 
Die Untersuchung weist allerdings auch auf 
die Bedeutung einer parallelen verhaltensthe-
rapeutischen Begleitung hin. So sei unklar, 
wie groß der Effekt der NET ohne eine solche 
Begleitung wäre. 
Die BÄK sieht daher in der medikamentösen 
Raucherentwöhnung ein beträchtliches Nut-
zenpotenzial, betont an dieser Stelle aber 
auch, dass der Wert nicht-medikamentöser 
Maßnahmen hierüber nicht in den Hinter-
grund treten darf. Sie hat zudem für Ärzte 
eine Qualifikation „Ärztliche Tabakentwöh-
nung“ im Umfang von 20 Stunden aufgebaut, 
die über Landesärztekammern angeboten 
wird. Ärzte werden hierüber für die Diagnostik 
der Tabakabhängigkeit, die Patientenanspra-
che und -motivierung sowie für eine ggf. er-
forderliche medikamentöse Begleitung quali-
fiziert. 
 
 

 
 
 
- Moore D. et al: Effectiveness and safety 
of nicotine replacement therapy assisted 
reduction to stop smoking: systematic re-
view and meta-analysis. BMJ 
2009;338;b1024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- Bundesärztekammer. Curriculum “Quali-
fikation Tabakentwöhnung”, Texte und 
Materialien der Bundesärztekammer zur 
Fortbildung und Weiterbildung. Berlin 2008 
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Lfd. 

Nr. 

Stellungnehmende 
Organisation / Datum 

Inhalt der Stellungnahme 
Begründung und 
Quellenangabe 

Änderung  
der Empfeh-

lung 

(Ja / Nein) 

Würdigung der  
Stellungnahme 

 BÄK 3.2 

Zu Ziffer 1.5.7: 

Redaktioneller Hinweis zum ersten Absatz: 

Zur medikamentösen Therapie ist sind mit 
der Patientin oder dem Patienten ein indivi-
dueller Therapieplan zu erstellen und sind 
Maßnahmen zum Selbstmanagement zu er-
arbeiten (siehe auch strukturierte Schulungs-
programme (Ziffer 4)). 

 Ja Redaktioneller Hinweis: Die 
Formulierung wurde angepasst. 

  3.3 

Zu Ziffer 1.5.7: 

Redaktioneller Hinweis zum Unterpunkt 2.3.2 

…inhalative Glukokortikosteroide (bei und 
schwerer und sehr schwerer COPD, insbe-
sondere dann, wenn…) 

 Ja Redaktioneller Hinweis: Die 
Formulierung wurde angepasst. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.4 

Zu Ziffer 1.5.7 – Frage der Verortung der 
Nennung von Wirkstoffen: 

Die Bundesärztekammer (BÄK) hält prinzipi-
ell beide aufgeführten Varianten für möglich, 
es sollte aber möglichst eine einheitliche Lö-
sung für alle strukturierten Behandlungspro-
gramme nach § 137f SGB V gewählt werden. 
In der Aktualisierung des DMP Diabetes mel-
litus Typ 2 vom 15.05.2008 wurde die Nen-
nung von Wirkstoffen in den Anforderungen 
weitgehend eliminiert und in die Begründung 
verlagert. Dort heißt es in der Begründung 
erläuternd zu den Abschnitten „Antihyperten-
sive Therapie“ und „Statintherapie“: “Die Auf-
zählung der Wirkstoffe ist nicht abschließend 
und wird aus pragmatischen Gründen nicht 
mehr in den Empfehlungen genannt.“ Glei-
ches gilt für die letzte Aktualisierung des 

 

 

offen Die von der BÄK favorisierte 
Nennung der Wirkstoffgruppen 
im Empfehlungstext sowie die 
Nennung von Wirkstoffen im 
Begründungstext findet sich in 
Variante 1 wieder. 
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Lfd. 

Nr. 

Stellungnehmende 
Organisation / Datum 

Inhalt der Stellungnahme 
Begründung und 
Quellenangabe 

Änderung  
der Empfeh-

lung 

(Ja / Nein) 

Würdigung der  
Stellungnahme 

 BÄK DMP Koronare Herzkrankheit vom 
19.06.2008, siehe dort die gleichlautenden 
Hinweise in der Begründung zum Kapitel 
„Medikamentöse Therapie“. 

Zugunsten der Kontinuität innerhalb der An-
forderungen der DMPs wäre die Anwendung 
der „Variante 1“ (nur Wirkstoffgruppen) kon-
sequent. 

   

4 Bundespsychothera-
peutenkammer (BPtK) 

29.04.2009 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.1 

Zu Ziffer 1.5.1.2: 

Die vorliegenden Empfehlungen des Ge-
meinsamen Bundesausschusses (G-BA) zur 
Aktualisierung des DMP „Chronische obstruk-
tive Atemwegserkrankungen“ weisen entge-
gen den Empfehlungen des Abschlussbe-
richts des IQWiG „Systematische Leitlinien-
recherche und -bewertung sowie Extraktion 
neuer und relevanter Empfehlungen für das 
DMP Asthma/COPD“ in Hinblick auf die nicht-
medikamentösen und medikamentösen Be-
handlungsmaßnahmen zur Tabakentwöh-
nung bei nikotinabhängigen Raucherinnen 
und Rauchern mit COPD keine wesentliche 
Weiterentwicklung auf. 

Die im Abschnitt 1.5.1.2 vorgeschlagenen 
Varianten 1 bis 3 stellen im Vergleich zur ur-
sprünglichen Fassung in Bezug auf die Konk-
retisierung der Behandlungsmaßnahmen zur 
Raucherentwöhnung einen Rückschritt dar. 
Während in der derzeit gültigen Fassung der 
Anlage 11 mit dem Hinweis auf „professionel-
le Beratungshilfe (z. B. verhaltenstherapeu-
tisch)“ noch deutlich wird, dass den ände-
rungsbereiten nikotinabhängigen Patientin-
nen und Patienten mit COPD psychologisch-
psychotherapeutische Behandlungsmaß- 

 

 

 

 

 

 

- IQWiG, Systematische Leitlinienrecher-
che und -bewertung sowie Extraktion neu-
er und relevanter Empfehlungen für das 
DMP Asthma/COPD; Version 1.0 [Online]. 
25.08.2008 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

s. u. 

 

s. u. 
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Lfd. 

Nr. 

Stellungnehmende 
Organisation / Datum 

Inhalt der Stellungnahme 
Begründung und 
Quellenangabe 

Änderung  
der Empfeh-

lung 

(Ja / Nein) 

Würdigung der  
Stellungnahme 

 BPtK nahmen angeboten werden sollen, wird in 
dem aktuellen Entwurf lediglich der Begriff 
der „wirksamen Hilfen zur Raucherentwöh-
nung“ verwendet, unter den allgemein nicht-
medikamentöse Maßnahmen und ggf. geeig-
nete unterstützende medikamentöse Maß-
nahmen gefasst werden. Diese Formulierung 
erscheint aus Sicht der BPtK zu unpräzise, 
als dass sie sicherstellen könnte, dass die 
relevanten evidenzbasierten psychologisch-
psychotherapeutischen Behandlungsmaß-
nahmen, wie sie in einer Reihe von Leitlinien 
(z. B. Vogelmeier et al., 2007) und aber auch 
in der Begründung zu den Anforderungen 
des DMP „COPD“ konkreter benannt werden, 
tatsächlich im Rahmen eines multimodalen 
Programms zur Raucherentwöhnung zum 
Einsatz kommen. 

 

 

 

 

 

 

 

- Vogelmeier C, Buhl R, Criee CP, 
Gillissen A, Kardos P, Köhler D et al.: Leit-
linie der Deutschen Atemwegsliga und der 
Deutschen Ges. für Pneumologie und Be-
atmungsmedizin zur Diagnostik und The-
rapie von Patienten mit chronisch obstruk-
tiver Bronchitis und Lungenemphysem 
(COPD). Pneumologie 2007; 61(5):e1-
e40. 

  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dabei erscheint es nicht angemessen, dass – 
wie in den Varianten 2 und 3 des Entwurfs 
geschehen – lediglich eine Beratung von 
„ausstiegsbereiten“ Raucherinnen und Rau-
chern über wirksame Hilfen zur Raucherent-
wöhnung vorgeschrieben wird, ohne dass 
den Betroffenen auch ein entsprechendes 
Behandlungsangebot als fester Bestandteil 
des DMP unterbreitet wird. Vor dem Hinter-
grund der gängigen Leitlinienempfehlung der 
Nikotinkarenz bei COPD (z. B. NVL COPD), 
die durch die nachgewiesenen Effekte im 
Sinne einer Verringerung der 
Exazerbationsfrequenz bei fortgeschrittener 
COPD und einer reduzierten Mortalität be-
gründet ist, sollte das DMP nicht nur die Be-
ratung von Patientinnen und Patienten über 
wirksame Behandlungsmaßnahmen zur Rau-
cherentwöhnung, sondern auch deren kon 
kretes Behandlungsangebot vorschreiben. 

- NVL COPD: Langfassung; Version 1.6 
[Online] 04.2008 
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Lfd. 

Nr. 

Stellungnehmende 
Organisation / Datum 

Inhalt der Stellungnahme 
Begründung und 
Quellenangabe 

Änderung  
der Empfeh-

lung 

(Ja / Nein) 

Würdigung der  
Stellungnahme 

 BPtK Änderungsvorschlag auf der Basis der Vari-
ante 1: 

„Änderungsbereiten Raucherinnen und Rau-
chern sollen wirksame psychologisch-
psychotherapeutische Behandlungsmaß-
nahmen im Rahmen eines multimodalen 
Programms zur Raucherentwöhnung ange-
boten werden, ggf. einschließlich geeigneter 
unterstützender medikamentöser Maßnah-
men.“ 

 

Der Änderungsvorschlag trägt dem Sach-
verhalt Rechnung, dass die evidenz-
basierten komplexeren Behandlungsan-
sätze zur Raucherentwöhnung auf psy-
chologisch-psychotherapeutischen Be-
handlungsmaßnahmen basieren, die ins-
besondere bei schwer nikotinabhängigen 
Patientinnen und Patienten indiziert sind. 
Nikotinabhängige Patientinnen und Patien-
ten mit COPD sollten nicht nur über diese 
Behandlungsmaßnahmen informierend 
beraten werden, sondern es sollte ihnen 
im Rahmen des DMP auch ein konkretes 
Behandlungsangebot unterbreitet werden. 

Ja Die Notwendigkeit der Nennung 
der Verhaltenstherapie wurde – 
im Sinne einer Präzisierung der 
nicht-medikamentösen Maß-
nahmen – aufgenommen. 

Insbesondere verhaltensthera-
peutische Maßnahmen sind im 
Rahmen der multimodalen Pro-
gramme vorgesehen. 
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Zu Ziffer 1.6.4: 

Vorschlag zur Änderung der Textpassage: 

Eine Rehabilitationsleistung ist insbesondere 
vorzusehen ab einem mittleren Schwere-
grad der COPD (Schweregrad II nach 
Gold) mit alltagsrelevanten Krankheitsfolgen 
trotz adäquater ambulanter medizinischer 
Betreuung. Eine Rehabilitation ist vor al-
lem dann angezeigt, wenn indizierte 
nichtmedikamentöse Behandlungsmaß-
nahmen ambulant nicht durchführbar bzw. 
nicht verfügbar sind. Dies betrifft vor al-
lem eine notwendige medizinische Trai-
ningstherapie, sofern diese ambulant 
nicht leistbar ist. 

Nach einer stationären Krankenhausbe-
handlung wegen COPD-Exazerbation soll-
te regelmäßig die Indikation zur An-
schlussrehabilitation geprüft werden. 

Rehabilitation wird in allen nationalen und 
internationalen COPD-Leitlinien bereits ab 
einem mittleren Schweregrad (Schwere-
grad II, nach Gold) empfohlen. Entspre-
chend den gültigen evidenzbasierten Leit-
linien ist es also erforderlich, eine Rehabi-
litationsmaßnahme nicht nur auf Patienten 
mit „schwierigen und instabilen“ Krank-
heitsverläufen „mit schwerer bronchialer 
Obstruktion… und/oder medikamentös 
bedingten Folgekomplikationen“ zu be-
schränken. Vielmehr muss die Empfeh-
lung einer Rehabilitation bereits bei einem 
mittleren Schweregrad der COPD zu er-
folgen. 
Gerade ein DMP sollte Empfehlungen 
enthalten, die den in dem vorliegenden 
Entwurf bereits zitierten Leitlinien („NVL 
COPD“, Empfehlung der „Deutschen Ges. 
für Pneumologie und Beatmungsmedizin 
zur COPD“, internationale GOLD-Leitlinie) 
entsprechen. 

Nein Die derzeitige Formulierung des 
Empfehlungstextes ist umfas-
sender und schließt eine Reha-
bilitation von Patientinnen und 
Patienten des mittleren Schwe-
regrad II mit ein. 

 

Die derzeitige Formulierung 
schließt auch die Möglichkeit 
rehabilitativer Maßnahmen 
nach stationärer Krankenhaus-
behandlung wegen COPD-
Exazerbation mit ein. 

 


